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Behinderte im öffentlichen Raum

Die Zeiten sind wohl endgültig vorbei, in denen Behinderte/Behinderung ein Tabu im öffentlichen Raum
darstellen. Die Medien berichten, Parlamente beschließen und Gerichte entscheiden. Bei genauerem Hin-
sehen zeigt sich aber: Hinter den pompös inszenierten Großtaten ist oft nur wenig Substanz. Christian
Winter zeigt auf, dass das von vielen Behinderten geforderte Gleichstellungsgesetz in der Praxis keine
Wirkung hat: Die Regelung des Verbandklagerechts gegen Benachteiligungen erweist sich letztlich als
Placebo oder Scheinmedikament, um Menschen mit Behinderungen ruhig zu stellen (S. 5f.)
Dem wirklichkeitsverhüllenden Schein, ein oft anzutreffendes Phänomen in den Medien, widmet sich
auch Volker van der Locht in seiner Besprechung über den preisgekrönten spanischen Film „Das Meer in
mir“. In diesem Streifen wird nicht nur auf der Grundlage einer völlig realitätsfernen Lebenssituation
eines Gelähmten seine Selbstentsorgung propagiert, er bedient auch gängige patriarchalische Strukturen:
Frauen als Dienerinnen und Vollstreckerinnen des Todes – auf Wunsch des behinderten Mannes versteht
sich. (S. 6f.).
Die Frauen spielen auch in dem historischen Artikel eine Rolle. Volker van der Locht erinnert an das
Änderungsgesetz zum Sterilisationsgesetz, in dem die eugenisch begründete Abtreibung eingeführt wur-
de. Auch dort war formal geregelt, dass die Abtreibung nur mit Zustimmung der Schwangeren durchge-
führt werden durfte. Die Praxis sah – die geneigte LeserInnenschaft wird es nicht anders erwarten –
natürlich anders aus (S. 4)
Nachdem wir nun die Medien- oder andere Standorte schlecht geredet haben – auch so eine Metapher im
öffentlichen Raum – lassen wir es uns nicht nehmen, etwas Positives zu vermelden. Christian Winter
berichtet von einem Urteil des Bundesverwaltungsgerichts, in dem die Städte sich nicht so ohne weiteres
aus der Finanzierung von Integrationshelfern davonstehlen können (S. 8)
Hoffen wir das Beste, bei aller Skepsis bisheriger Erfahrungen, aber die Hoffnung stirbt ja bekanntlich
zuletzt.

für die Redaktion
Volker van der Locht

Änderungen im Sozialgesetzbuch XII
(Sozialhilfe)
Das erst am 1. Januar 2005 in Kraft getretene Sozial-
gesetzbuch XII wurde durch das „Gesetz zur Vereinfa-
chung der Verwaltungsverfahren im Sozialrecht
(Verwaltungsvereinfachungsgesetz)“ vom 21.3.2005
geändert.
Das Wesentliche:
l Nach vorheriger Absprache können im Rahmen der
Hilfe zum Lebensunterhalt auch die Umzugskosten
übernommen werden.
l Wenn jemand, der Grundsicherung im Alter und bei
Erwerbsminderung erhält, Geld hinzuverdient, werden
nur 70 % des Einkommens bei der Berechnung der
Leistung berücksichtigt bzw. die Grundsicherung wird
um maximal 70 % des Einkommens gekürzt. (Die glei-
che Regelung gilt beim Bezug von Hilfe zum Lebens-
unterhalt.)

l  Die Eltern einer Person, die Eingliederungs-
hilfe und/oder Hilfe zur Pflege erhält (= Leistun-
gen nach dem Sechsten bzw. Siebten Kapitel SGB
XII), müssen maximal 26 Euro an das Sozialamt
zahlen und müssen ihre Einkommensverhältnisse
nicht mehr offenlegen.
(Durch einen redaktionellen Fehler stand da bis-
her „Fünftes und Sechstes Kapitel“ [=Hilfen zur
Gesundheit und Eingliederungshilfe], was bedeu-
tet hätte, dass das Sozialamt beim Bezug von Hil-
fe zur Pflege ggf. höhere Forderungen an die El-
tern stellen konnte.)

Auch bei § 17 SGB IX, der gesetzlichen Grundla-
ge für das persönliche Budget, gab es Änderun-
gen. So kann das persönliche Budget z. B. auch
für Leistungen beantragt werden,  die in größeren
zeitlichen Abständen als monatlich erbracht wer-
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den, bei laufenden Leistungen erfolgt die Zahlung
jedoch monatlich.
Die Bindungswirkung an das persönliche Budget für
sechs Monate wurde gestrichen.

(Quelle: Gesetzestext http://217.160.60.235/BGBL/
bgbl1f/bgbl105s0818.pdf)

Leitfaden zu ALG II/Sozialhilfe
Die renommierten Autoren Rainer Roth, Professor
für Sozialwissenschaften an der FH Frankfurt, und
Harald Thomé, Referent für Arbeitslosen- und
Sozialhilferecht bei Tacheles e. V. haben unter dem
Dach der AG TuWas eine sehr informative Broschüre
veröffentlicht, die dabei hilft, sich im Wirrwarr von
Arbeitslosengeld II (SGB II) und Sozialhilfe (SGB
XII) zu orientieren. Auf 350 Seiten wird die Ge-
setzeslage vorgestellt und es werden Tipps gegeben,
wie sich der bzw. die Einzelne gegen die Willkür
der Behörden zur Wehr setzen kann. Unter Berück-
sichtigung zahlreicher Urteile wird versucht, die
Grenze zwischen gesetzlich legitimierten und unbe-
rechtigten Forderungen aufzuzeigen. Mit eingestreu-
ten Informationen wird die Umverteilung des Ver-
mögens von unten nach oben belegt, die mit der Hartz
IV-Reform einen neuen Höhepunkt gefunden hat.
Ein umfangreiches Stichwortverzeichnis hilft dabei,
ohne viel Blättern die gewünschte Information zu
finden.
Der sehr zu empfehlende Ratgeber ist für 7,50 EUR
(incl. Versandkosten!) zu bestellen bei der AG
TuWas, Gleimstr. 3, 60318 Frankfurt, Tel. 069/1533-
2829, Fax: 069/1533-2633, E-Mail: agtuwas@
web.de
(Im Laufe des Jahres wird auch eine aktualisierte
Neuauflage des Leitfadens „Sozialhilfe für Behin-
derte und Pflegebedürftige erscheinen, der von der
AG TuWas erstmals 1978 herausgegeben wurde.)

Geänderte Zuständigkeit für die Befreiung
von den Rundfunk- und Fernsehgebühren
Seit 1.4.2005 ist die Gebühreneinzugszentrale in
Köln (und nicht mehr die Stadt- und Kreisverwal-
tungen) für die Rundfunkgebührenbefreiung zustän-
dig. Dieser Nachteilsausgleich für BezieherInnen
von Grundsicherung oder ALG II bzw. für behinder-
te Menschen mit dem Merkzeichen „RF“  im Be-
hindertenausweis wird nur auf Antrag und erst ab
dem Monat nach Antragsstellung gewährt.
Jede/r, der/die befreit ist, sollte darauf achten, wann
die derzeitige Befreiung ausläuft, und rechtzeitig
einen Folgeantrag stellen. Dieser kann als pdf-Da-
tei von der Internet-Seite der GEZ (www.gez.de)
heruntergeladen werden.

Keine Anrechnung des Kindergelds auf
die Grundsicherung
In seinem Beschluss vom 10.12.2004 hat das Bun-
desverwaltungsgericht klargestellt, dass das Kinder-
geld grundsätzlich Einkommen des Kindergeld-
berechtigten, d. h. der Person, an die es ausbezahlt
wird, ist und nicht auf den Grundsicherungsanspruch
eines volljährigen Kindes angerechnet werden darf.
Begründet wurde die Entscheidung damit, dass das
Kindergeld in der Regel in die allgemeine Haushalts-
kasse fließt und daher nicht nachvollziehbar ist, dass
der Betrag bzw. welcher Teil der Zuwendung expli-
zit für das Kind ausgegeben wird. Anders verhält es
sich nur, wenn das Kindergeld z. B. durch Überwei-
sung in voller Höhe an das Kind weitergegeben wird.
Seit In-Kraft-Treten des SGB XII am 1.1.2005 gibt
es bezüglich dieser Frage keine Interpretations-
möglichkeit mehr: So heißt es in § 82 Abs. 1 SGB
XII, dass „bei Minderjährigen ... das Kindergeld dem
jeweiligen Kind als Einkommen zuzurechnen [ist],
soweit es bei diesem zur Deckung des notwendigen
Lebensunterhaltes benötigt wird.“ – Dies heißt im
Umkehrschluss, dass diese Regelung nicht für Voll-
jährige gilt, für die Kindergeld bezahlt wird.

(Quelle: Rechtsdienst der Lebenshilfe 1/2005,
BVerwG Az. 5 B 47.04 vom 10.12.2004)

Pflegegeld nicht nur für Angehörige
Die Geldleistung der Pflegeversicherung ist zu ge-
ring, als dass damit pflegerische Leistungen finan-
ziert werden könnten. Sie dient lediglich als kleine
steuerfreie Aufwandsentschädigung und ist für pfle-
gende Angehörige bestimmt.
Das Landessozialgericht Niedersachsen-Bremen in
Celle hat am 25.05.2004 in einem Urteil klargestellt,
dass das Pflegegeld auch dann noch anrechnungs-
und steuerfrei ist, wenn es an eine ehrenamtliche
pflegende Person weitergegeben wird, die nicht zur
Familie gehört.
Im konkreten Fall ging es um eine Bezieherin von
Arbeitslosengeld, die ihre alte Freundin pflegt und
von ihr das Pflegegeld erhält. Sie hatte geklagt, weil
das Arbeitsamt ihr das Geld auf die zu beziehende
Leistung anrechnen wollte. Die Richter argumentier-
ten, dass die Pflegehelferin der Pflegebedürftigen
ausreichend nahe steht, so dass nicht von einer
erwerbsmäßigen pflegerischen Tätigkeit auszugehen
ist. Auch verneinten sie, dass die Hilfe der Verfüg-
barkeit durch die Arbeitsagentur im Weg stünde.

(Quelle: CAREkonkret, 4.3.2005 – LSG Celle, Ur-
teil vom 25.05.2004, Az. L 7 AL 231/02)
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Beatmete bekommen weiterhin 24 Stun-
den Behandlungspflege
Wie so oft wollen Leistungsträger Kosten auf ande-
re Stellen abwälzen. Im vorliegenden Fall ging es
darum, dass die Krankenkasse, die für die Übernah-
me der Kosten für Behandlungspflege eines Man-
nes zuständig ist, nicht mehr für 24 Stunden zahlen
wollte. Sie verwies darauf, dass ja auch Grundpflege
nötig ist, für deren Finanzierung die Pflegekasse
zuständig sei.
In zwei Beschlüssen (vom 17.3.2005 [Az. S 9 KR
62/05 ER] und vom 4.4.2005 [Az. S 6 KR 67/05
ER]) hat das Sozialgericht Bayreuth im Verfahren
einer einstweiligen Anordnung entschieden,  dass
einem beatmungspflichtigen gesetzlich Krankenver-
sicherten bei entsprechender ärztlicher Verordnung
24 Stunden täglich Behandlungspflege als Sachlei-
stung zu gewähren sind.
Im vorliegenden Fall begründete das Gericht seine
Entscheidung damit, dass die Behandlungspflege
dann nicht hinter die Grundpflege zurücktritt, wenn
die pflegende Angehörige erstere aufgrund fehlen-
der Qualifikation nicht erbringen kann.

(Quelle: CAREkonkret, 22.04.2005)

Kostenübernahme für Begleitperson
im Krankenhaus
Für behinderte Menschen, die auf Assistenz ange-
wiesen sind, ist ein Krankenhausaufenthalt ein exi-
stenzielles Problem: Einerseits ist das Krankenhaus-
personal aus Kapazitätsgründen in den seltensten
Fällen in der Lage, die nötige Assistenz zu gewähr-
leisten, andererseits weigert sich das Sozialamt oft,
die Assistenzkosten weiterzubezahlen und verweist
auf den Versorgungsauftrag des Krankenhauses.
Damit der behinderten Person nicht auch noch zu-
sätzliche Kosten für Unterkunft und Verpflegung
entstehen, wurde in einer Vereinbarung zwischen den
Spitzenverbänden der Krankenkassen und der Deut-
schen Krankenhausgesellschaft festgelegt, dass zu
den allgemeinen Krankenhausleistungen auch die
aus medizinischen Gründen notwendige Mitauf-
nahme einer Begleitperson gehört, die in unmittel-
barer Nähe des Patienten untergebracht werden soll.
Für den Aufnahmetag und jeden weiteren Tag des
vollstationären Aufenthalts können 45,00 Euro für
Unterkunft und Verpflegung abgerechnet werden.
Diese Vereinbarung ist seit 1.1.2005 gültig.

(Quelle: Inforum 1/2005 [Mitgliederzeitschrift des
Forum selbstbestimmter Assistenz behinderter Men-
schen e. V.])

Leitfaden rund um den Rollstuhl
Auf dem Hintergrund der Tatsache, dass ein gut
angepasster und richtig eingestellter Rollstuhl die
Voraussetzung für Mobilität, Aktivität und Selbst-
ständigkeit bietet, ist beim Deutschen Rollstuhl-
sportverband (DRS) vor Kurzem eine Publikation
erschienen, die bei der Wahl des richtigen Rollstuhls
und des entsprechenden Zubehörs helfen und Tipps
bei der Anschaffung geben will. Das Buch, das sich
an alle Altersgruppen richtet, jedoch besonders auf
die Anforderungen von Kindern eingeht, thematisiert
auch Aspekte, die bei Anschaffung eines Elektro-
rollstuhls zu bedenken sind und geht auf Handha-
bung, Wartung und Pflege eines Rollstuhls ein. Ne-
ben einem Kapitel über die Rechtsgrundlagen der
Hilfsmittelversorgung sind Informationen zu Roll-
stuhl- bzw. Mobilitätstraining sowie Sportmöglich-
keiten zu finden.
Das 260 Seiten starke Werk mit dem Titel „Rollstuhl-
versorgung bei Kindern, Jugendlichen und Erwach-
senen – Ein Leitfaden mit rechtlichen Aspekten,
Erfahrungsberichten und vielen Tipps rund um den
Rollstuhl“ wurde von Susanne Bröxkes und Ute
Herzog herausgegeben und für 15,00 EUR zu bezie-
hen bei der DRS-Geschäftsstelle, Friedrich-Alfred-
Str. 10, 47055 Duisburg, Tel. 0203/7174-180, Fax:
0203/7174-163, E-Mail: info@rollstuhlsport.de

Beratungstelefon zum Persönlichen Budget
Für alle, die sich zum Thema "persönliches Budget"
informieren wollen, aber keine (unabhängige) Bera-
tungsstelle vor Ort haben, hat die Interessenvertre-
tung Selbstbestimmt Leben in Deutschland (ISL) e.V.
seit 2.6.2005 eine Hotline eingerichtet. Unter der Te-
lefonnummer 0180-2216621 können alle an dieser
neuen Form der Leistungsgewährung Interessierten
aus dem gesamten Bundesgebiet zum Ortstarif anru-
fen und behinderten Beraterinnen und Beratern ihre
Fragen zum Persönlichen Budget stellen. Dabei kann
es sowohl um persönliche Anfragen als auch um
grundsätzliche Informationen gehen.
Die Beratung ist kostenlos, es fallen lediglich die
Telefongebühren an. Alle Beratungsinhalte werden
selbstverständlich vertraulich behandelt.
Die Telefonnummer ist rund um die Uhr erreichbar.
Außerhalb der Bürozeiten ist ein Anrufbeantworter
geschaltet, auf dem die eigene Telefonnummer für
Rückrufe hinterlassen werden kann.

(Quelle: Pressemitteilung von ISL e. V. vom
27.05.2005)

Mehr Kurzmeldungen im Internet:
www.martinseidler.de/newsletter.htm
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Vor 70 Jahren

26. Juni 1935: Verabschiedung des „Ge-
setzes zur Änderung des Gesetzes zur
Verhütung erbkranken Nachwuchses“.

„Insbesondere ist die Gefährdung des Volkes
soweit fortgeschritten, dass es völlig unerträg-
lich ist, heute noch erbkranke Kinder aufzu-
ziehen.“ Dieser Satz stammt aus dem Urteil
des Erbgesundheitsgerichts Hamburg, das am
16. März 1934 die Sterilisierung einer Frau
anordnete. Das Motiv für diese Formulierung
war aber nicht nur die Zerstörung der Gebähr-
fähigkeit, um künftige Schwangerschaften zu
verhindern. Zum Zeitpunkt der Urteilsfindung
war die betroffene Frau in Hoffnung. Sie er-
wartete nach Ansicht des Gerichts ein „erb-
krankes“ Kind, dessen Geburt durch eine Ab-
treibung verhindert werden sollte.
Eine gesetzliche Grundlage für Abtreibungen
fehlte zu diesem Zeitpunkt. Das Gericht be-
gründete seine Entscheidung mit einem „über-
gesetzlichen Notstand“.
Der Umgang mit diesem Einzelfall zeigt aber das
grundsätzliche Dilemma des Dritten Reiches in
der Abtreibungsfrage: Einerseits sollten Gebur-
ten zur Stärkung des „Volkskörpers“ gefördert
werden, was ein scharfes Vorgehen gegen jede
Form der Schwangerschaftsunterbrechung nahe
legte. Andererseits sollten, so das Urteil des
Hamburger Sterilisationsgerichts, vermeintlich
erbkranke Schwangere möglichst ihre Leibes-
frucht nicht zur Welt bringen.
Die Diskussion um eine gesetzliche Regelung
des Schwangerschaftsabbruchs begleitete von
daher die bevölkerungspolitischen Debatten
während der ganzen NS-Zeit. Erste Vorschlä-
ge über die Zulässigkeit  des Schwanger-
schaftsabbruchs wurden schon 1933 im Sach-
verständigenbeirat für Bevölkerungs- und Ras-
senfragen gemacht. Sie endeten im März 1945
mit einem Erlass des Reichsjustizministers,
der die „Unterbrechung von Schwangerschaf-
ten, die auf eine Vergewaltigung der Frauen
durch Angehörige der Sowjetarmeezurückzu-
führen sind“, betraf.
Nach verschiedenen Zwischenschritten wurde
die erste offizielle gesetzliche Grundlage mit
dem „Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur
Verhütung erbkranken Nachwuchses“ vom 26.
Juni 1935 geschaffen. Darin wurde ein neuer
§ 10a des Sterilisationsgesetzes geschaffen. Er
lautete:

„(1) Hat ein Erbgesundheitsgericht rechts-
kräftig auf Unfruchtbarmachung einer Frau
erkannt, die zur Zeit der Unfruchtbarma-
chung schwanger ist, so kann die Schwan-
gerschaft mit Einwilligung der Schwange-
ren unterbrochen werden, es sei denn, daß
die Frucht schon lebensfähig ist oder die
Unterbrechung der Schwangerschaft eine
ernste Gefahr Unterbrechung der Schwan-
gerschaft eine ernste Gefahr für das Leben
oder die Gesundheit der Frau mit sich brin-
gen würde.
(2) Als nicht lebensfähig ist die Frucht
dann anzusehen, wenn die Unterbrechung
vor Ablauf des 6. Schwangerschaftsmonats
erfolgt.“

Mit dem Passus der „Gefahr für das Leben oder
die Gesundheit der Frau“ führte der NS-Staat die
medizinische Indikation der Abtreibung ein. Sie
war gekoppelt mit der eugenischen Indikation.
Diese Rechtskonstruktion war ein Kompromiss
zwischen unterschiedlichen Ansätzen in der NS-
Führung. Denn die medizinische Indikation wur-
de nur deshalb geschaffen, um die eugenische in
der Öffentlichkeit besser legitimieren zu können.
Das Änderungsgesetz sicherte den Ärzten, die
bei diesen Indikationen abtrieben, Straffreiheit
zu, obwohl die Abtreibung generell strafbar blieb
– eine Rechtsfigur, die sich auch in der Abtrei-
bungsgesetzgebung der Bundesrepublik wieder
findet.
Die formal festgelegte Freiwilligkeit in dem Pa-
ragraphen war aber in der Praxis kaum von Be-
deutung. Die Amtsärzte oder Gerichte übten
Druck auf die Frauen aus, häufig wurde gar kei-
ne Einwilligung eingeholt, und oft wurde gegen
die Zustimmung der Frauen abgetrieben. Insge-
samt waren von diesen Abtreibungen etwa 30.000
Frauen betroffen.
Die Regelungen des § 10a betraf nur die Frauen,
bei denen ein Erbgesundheitsgericht die Erb-
krankheit festgestellt hatte. Diese Möglichkei-
ten gingen vielen führenden Nationalsozialisten
nicht weit genug. Eine Entscheidung erfolgte
schließlich durch Hitler. Er erteilte Ende 1939
der Kanzlei des Führers die Befugnis, für
Schwangerschaftsunterbrechungen in allen na-
tionalsozialistisch erwünschten gesetzlich nicht
geregelten Fällen Sorge zu tragen, gleichgültig,
ob es sich um eugenische, rassische oder Verge-
waltigungsfälle handelte.
Am 19. September 1940 gab das Reichsinnen-
ministerium in einem Erlass weitere Abtreibungs-
indikationen bekannt. So durfte unter anderem
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auch in den Fällen die Schwangerschaft unterbro-
chen werden, wo eine „erbgesunde“ Frau von ei-
nem „erbkranken“ Mann geschwängert wurde, die
Mutter an einem Erbleiden litt, das nicht im
Sterilisationsgesetz aufgeführt wurde, bei ethi-
scher Indikation (Vergewaltigung) oder aus rassi-
schen Gründen.
Die rassische Indikation wurde besonders gegen
schwangere polnische und sowjetische Zwangs-
arbeiterinnen angewendet. Sie konnten formal
freiwillig abtreiben – möglicher Druck der KZ-
Ärzte und -führer nicht berücksichtigt, wenn kein
„rassisch hochstehendes“ Kind zu erwarten war.
War das Kind „rassisch hochstehend“ musste es
dem Lebensborn überantwortet werden.

Mit dem Änderungsgesetz vom Juni 1935 war
Abtreibung im Nationalsozialismus unter be-
stimmten Indikationen nicht mehr verboten. Das
Entscheidungsrecht über den Abbruch war je-
doch den Schwangeren entzogen und lag allein
bei den medizinischen Experten. Die Entschei-
dungsfindung der Experten bewegte sich inner-
halb des Rahmens der bevölkerungspolitischen
Maßnahmen des NS-Regimes.                       n

Volker van der Locht, Essen

Um den Zar über den Zustand des Reiches zu täu-
schen, wurden – wenn man der Redewendung
glauben will – Kulissen aufgestellt, welche die tat-
sächlichen Zustände verbergen sollten: die so ge-
nannten Potemkinschen Dörfer. Noch in unserem
Sprachgebrauch stehen diese sprichwörtlichen
Luftschlösser beim gemeinen Volk für alle mögli-
chen Täuschungsversuche. Im Zeitalter der Mas-
senmedien genügt jedoch keine Theaterkulisse, um
bessere Lebensumstände vorzutäuschen. Inzwi-
schen benötigt man stabilere Scheingebilde, die
dem flüchtigen ersten Blick standhalten, um dem
staunenden Außenstehenden zu verdeutlichen, das
alles gut ist oder wenigstens besser wird. Betrach-
tet man die emsige Betriebsamkeit, mit der Poli-
tiker ständig neue Gesetze oder zumindest Geset-
zesvorschläge an das Licht der Öffentlichkeit brin-
gen, so wird schnell deutlich, dass Potemkins
Nachfolger unumstößlicher geworden sind. Es
dauert einfach seine Zeit, bis sich im politischen
Bewusstsein durchsetzt, dass viele juristische
Neuschöpfungen so manches mit einer optischen
Täuschung gemeinsam haben. Sie klingen verhei-
ßungsvoll, sind aber hohl und wirkungslos. Be-
sonders deutlich wird dies angesichts der zahlrei-
chen Regelungen, die die Rechte Behinderte be-
treffen. Den Anfang machte hier das verfassungs-
rechtlich festgelegte Benachteiligungsverbot Be-
hinderter, das aufgrund der fürsorglichen Interven-
tion der damaligen christlich-liberalen Mehrheit
für die Betroffenen nicht einklagbar, das heißt
beinahe wirkungslos war. Trotzdem wurde dieses
Gesetz gerade auch von Vertretern der Behin-

Potemkinsches Recht

dertenbewegung als ein Erfolg gefeiert, der eigent-
liche Misserfolg trat erst später in das politische
Bewusstsein. Doch auch nach dem Regierungs-
wechsel wurde das Prinzip, das der politische
Anschein nicht mit dem Sein gleich gesetzt wer-
den konnte, beibehalten. Ein Paradigmenwechsel
wurde – wie war es anders zu erwarten – in der
Behindertenpolitik angekündigt. Der Schwer-
punkt dieser Verheißung bezog sich auf das
Gleichstellungsgesetz. Ein wesentliches Instru-
ment dieses neuen Gesetzes waren die so genann-
ten Zielvereinbarungen, die in gewohnter Manier
aufgrund ihrer Wirkungslosigkeit in Vergessenheit
geraten sind. In gleicher Weise enttäuschend ver-
läuft die in der vorherigen Ausgabe des News-
letters aufgezeigte Entwicklung des Antidiskri-
minierungsgesetzes, welches wohl aufgrund der
neuen politischen Entwicklung kaum Realität
werden wird. Der realistischste Lichtblick in dem
Gleichstellungsgesetz war wohl die Möglichkeit
der Behindertenverbände, im Interesse ihrer Kli-
entel zu klagen. Der Bundesverband Mehrfach-
und Körperbehinderter e. V. und der Bundesver-
band Selbsthilfe Körperbehinderter e. V.  hat dies,
wie zu erwarten war, erfolglos versucht. Eine
Pressemeldung über diese Niederlage drucken wir
nachfolgend ab in der Hoffnung, dass dieser auf-
gezeigten Tendenz irgendwann widersprochen
wird.
  
für die Redaktion
Christian Winter

→
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Gemeinsame Pressemitteilung

Bundesverband für Körper- und Mehrfachbehinderte e.V.
Bundesverband Selbsthilfe Körperbehinderter e.V.

Behindertengleichstellungsgesetz
muss auf den Prüfstand

Verwaltungsgerichtshof weist Verbandsklage gegen
Bahnhofsumbau ab

Düsseldorf/Krautheim, 26. April 2005
Der Verwaltungsgerichtshof (VGH) Baden-Würt-
temberg hat am 21. April die vom Bundesverband
für Körper- und Mehrfachbehinderte und dem Bun-
desverband Selbsthilfe Körperbehinderter erhobene
Verbandsklage gegen die Bundesrepublik Deutsch-
land abgewiesen.
Auslöser für die Klage der Behindertenverbände ist
die vom Eisenbahn-Bundesamt im Mai vergangenen
Jahres genehmigte Neugestaltung des Oberkochener
Bahnhofs (Baden-Württemberg). Der bisher für
Rollstuhlfahrer/innen und gehbehinderte Menschen
zugängliche Bahnsteig kann nach Abschluss der
bereits begonnenen Umbaumaßnahmen nur noch
über zwei Treppen sowie eine Fußgängerunter-
führung erreicht werden. Damit ist für mobilitäts-
beeinträchtige Menschen und Eltern mit Kinderwa-
gen dort künftig Endstation.

Nach Auffassung der Behindertenverbände verstößt
diese Verschlechterung gegen das seit 2002 gelten-
de Behindertengleichstellungsgesetz. Dieses be-
inhaltet unter anderem eine Änderung der Eisen-
bahn-Bau- und Betriebsordnung. Dort ist seitdem
vorgesehen, dass die Benutzung der Bahnanlagen
durch behinderte Menschen „ohne besondere Er-

schwernis ermöglicht wird“. Umstritten war im
Prozess, ob sich aus dieser Vorschrift das Verbot
ableiten lässt, bestehende „barrierefreie“ Zugänge
zu Bahnanlagen ersatzlos zu beseitigen.

Wegen der grundsätzlichen Bedeutung der Rechts-
frage hat der VGH die Revision gegen das Urteil
zugelassen. Sobald die schriftliche Urteilsbegrün-
dung vorliegt, werden die Behindertenverbände in-
tensiv prüfen, ob sie das Bundesverwaltungsgericht
anrufen. Sollte sich letztlich herausstellen, dass die
Barrierefreiheit einzelner Bahnhöfe nicht im Wege
der Verbandsklage eingefordert werden kann, muss
der Gesetzgeber das Behindertengleichstellungs-
gesetz in diesem Punkt nachbessern, so bereits heu-
te die Forderung der Behindertenverbände. (VGH
Mannheim, Aktenzeichen: 5 S 1410/04)

Durch § 13 des am 1. Mai 2002 in Kraft getretene
Behindertengleichstellungsgesetz ist es anerkannten
Bundesverbänden behinderter Menschen erstmals
möglich, bei Verstößen gegen bestimmte Vorschrif-
ten des Behindertengleichstellungsgesetzes eine
Verbandsklage zu erheben. Sie ist dann zulässig,
wenn das Anliegen von allgemeiner Bedeutung ist.

Nähere Informationen stehen als Download auf den
Internetseiten der Bundesverbände zur Verfügung:
www.bvkm.de oder www.bsk-ev.org.
Juristische Fragen beantwortet beim Bundesverband
für Körper- und Mehrfachbehinderte: Katja Kruse,
E-Mail katja.kruse@bvkm.de, Tel.: (0211)64004-14.
Für Fragen der Barrierefreiheit ist beim Bundesver-
band Selbsthilfe Körperbehinderter zuständig:  Mi-
chael Wolter, E-Mail michael.wolter@bsk-ev.org,
Tel: (033762)71665.

Der Film „Das Meer in mir“ basiert auf einen au-
thentischen Fall: 1998 nahm Ramón Sampredo vor
laufenden Videokameras mit einem Strohhalm eine
tödlich wirkende Zyankalilösung zu sich. Ausgangs-
punkt war ein Sprung von einer Felsenklippe in zu
seichtes Wasser. Ramón Sampredo brach sich die
Wirbelsäule. 27 Jahre konnte der vom Hals ab Ge-
lähmte nur mit Hilfe anderer Menschen leben. Jah-
relang hatte er um das Recht der Lebensbeendigung
gekämpft.

Filmbesprechung

„Das Meer in mir“

Der Regisseur Alejandro Amenábar hat diese Ge-
schichte zur Grundlage eines sehr erfolgreichen
Films gemacht. Positive Besprechungen fanden sich
in allen größeren Zeitungen. Internationale Preise
folgten: Silberner Löwe, Golden Globe, 15 Goyas
und schließlich ein Oscar für den besten nicht eng-
lischsprachigen Film. Es ist aber verfehlt, anzuneh-
men, es würde eine dokumentarisch angelegte Spiel-
handlung mit vielschichtigen Charakteren entwik-
kelt, die das komplexe Argumentationsgeflecht des
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die schon erwähnte Schwägerin – sie nimmt den
„rückständigen“ Gegenpart zu Gené ein. Sie zeigt
ihre Liebe in der Erfüllung der weiblichen Rolle als
Pflegerin, bleibt aber im Hintergrund, weil sie für
Ramóns Wünsche unzugänglich ist.
Die Verbindung von Rückständigkeit und kritischer
Position zur Sterbehilfe ist ein Motiv, das sich viel-
fach durch den Film zieht. Neben der Schwägerin
ist es auch ihr Mann, Ramóns Bruder, der der Ster-
behilfe reserviert gegenübersteht. „In meinem Haus
nicht!“ lässt er Ramon wissen. Das bäuerliche Am-
biente des Haushalts und die ländliche Umgebung
bilden ein weiteres Element, die kritische Haltung
zur Sterbehilfe mit Rückständigkeit zu verknüpfen.
Völlig klischeehaft wird es dann in der Kombinati-
on mit der katholischen Kirche, als ein gelähmter
Jesuitenpfarrer gegen Ramón Stellung nimmt. Er ist
zum Leben verurteilt, wegen der katholischen Ideo-
logie und weil er keine Frau hat.
Auch in einer Gerichtsszene, in der die Richter
Ramóns Anliegen ablehnen, bleibt der Nachklang
von engstirnigen Bürokraten, die sich den Interes-
sen eines „selbstbestimmten“ Individuums verwei-
gern. Hier kann sich der moderne Zuschauer mit
Ramón identifizieren. Immerhin ist dieser ein Strei-
ter gegen die bestehende antiquierte Ordnung. Die
Frage, warum Ramon eigentlich gesetzlich legiti-
miert sterben will, wird nicht thematisiert.
Zum Schluss werden die ZuschauerInnen Zeuge der
Selbsttötung. Die Szenen unterstreichen den propa-
gandistischen Charakter dieses Films. Man sieht, wie
schön, wie ästhetisch, wie leicht der Tod ist – im
Vergleich zum Leben. Sorgsam geht Ramón – aber
nur in diesem Fall – mit seiner sozialen Umgebung
um. Er arrangierte alles so, dass keine juristischen
Verantwortlichkeiten bei den Mithelfenden vorka-
men. Zergliederung der Tötungshandlung, damit nie-
mand Probleme kriegt. Am Ende des Films lehnt sich
der Zuschauer zurück, ohne die geringste Anregung
dafür bekommen zu haben, welche Fragen des Le-
bens mit einer solchen Behinderung auftauchen kön-
nen, welche Konflikte mit der sozialen Umgebung,
welche Schwankungen in der eigenen Stimmung –
und welche Phantasien (außer der technisch-instru-
mentellen des Neffen) es gäbe, um mit dieser Situa-
tion fertig zu werden. Auf diese Weise wird das Tö-
ten bei Beeinträchtigungen zunehmend zur Norma-
lität, während das Leben mit schweren Behinderun-
gen in gleichem Maße immer mehr begründungs-
pflichtig wird.                                                   n

Volker van der Locht, Essen

Für und Wider der Sterbehilfe entfaltet. Amenábars
Film ist ein schlichter Propagandastreifen für Tö-
tung auf Verlangen.
Deutlich wird das schon an der dramaturgischen
Umsetzung der sozialen Situation. Sie ist ideal.
Ramón wird in der Familie seines Bruders versorgt.
Seine Schwägerin versorgt ihn, sein Neffe baut Ge-
rätschaften und Hilfsmittel, mit denen Ramón, der
fast immer im Bett liegt, seinen Wirkungskreis ge-
staltet. Trotz der erheblichen Abhängigkeit von an-
deren Menschen beherrscht er zu jedem Zeitpunkt
die Situation. Nicht einmal ansatzweise wird gezeigt,
wie diese dominierende Position als Ergebnis einer
Auseinandersetzung entstanden ist. Es fehlt jegli-
cher Hinweis auf das Ausgeliefertsein im Bereich
der Körper- und Intimpflege. Sampredo kennt kei-
nen Selbstzweifel, der vielleicht ein Motiv für den
Sterbewunsch darstellen könnte. Auch seine Ange-
hörigen erfüllen geduldig ihre Pflicht, ohne dass etwa
Aggression thematisiert wird, in denen sich Helfer
befinden können, wenn sie von der Gesamtsituation
überfordert sind. Das Ausblenden der geringsten
Schwäche bei Ramón ist jedoch absichtsvoll – er
darf kein „Opfer“ sein, damit seine Selbsttötung ein
souveräner Akt bleibt.
Ramón ist nicht nur als Behinderter gegenüber
Nichtbehinderten souverän, sondern auch als Mann
gegenüber Frauen. Vier Frauen umhegen ihn. Alle
lieben und begehren ihn und bestätigen damit seine
Rolle des männlichen Souveräns. Liebe, das bedeu-
tet für ihn, seinen Sterbewunsch zu unterstützen.
Wenn sie das tun, dann werden sie auch zurück ge-
liebt, indem sie in der weiteren Spielhandlung eine
mehr oder weniger wichtige Rolle einnehmen.
Da ist die behinderte Rechtsanwältin Julia. Sie will
helfen, ein Buch zu veröffentlichen, in dem Ramóns
Geschichte zur Durchsetzung der Sterbehilfe doku-
mentiert wird. Sie erfüllt Ramóns Sterbewunsch
nicht und verschwindet aus dem Leben. Am Ende
wird auch sie als schwerstpflegebedürftig dargestellt,
die den Zeitpunkt der Selbsttötung verpasst hat. Da
ist die Fabrikarbeiterin Rosa, die gar nicht erste Wahl
war, sie tritt an Julias Stelle und hilft später bei der
Tötung. Welche Ereignisse den Sinneswandel der
beiden Frauen bewirkten, bleibt im Dunkel. Wohl
mit Absicht, denn andernfalls hätten die Frauen da-
durch eine Charakterkontur erhalten, die Ramóns
Dominanz in der Dramaturgie beeinträchtigt hätte.
Dann kümmert sich Gené um Ramón, eine dynami-
sche Frau von heute – nicht zufällig tritt sie als en-
gagierte Vertreterin einer Sterbehilfeorganisation auf
und repräsentiert die Kombination aus Fortschritt-
lichkeit und Sterbehilfe. Und schließlich Manuela,
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Am 28 April diesen Jahres hatte das Bundesver-
waltungsgericht in Leipzig darüber zu entschei-
den, ob ein behindertes schulpflichtiges Kind An-
spruch auf einen Integrationshelfer hat und wer
der Träger für die entstehenden Kosten ist.
Im vorliegenden Fall handelt es sich um ein kör-
perlich behindertes Kind mit autistischen Zügen,
das von den Eltern in eine integrative Schule ein-
geschult wurde. Allerdings wird zum Besuch des
Unterrichts ein Integrationshelfer benötigt. Der
Kläger vor dem obersten Verwaltungsgericht war
die Stadt Koblenz, die sich mit dem Hinweis auf
die beschränkten finanziellen Möglichkeiten der
Kommune weigerte, die entsprechenden Kosten zu
übernehmen. Nach Ansicht des Klägers könnte das
betroffene Kind ebenso eine Sonderschule besu-
chen, wodurch die Kosten für den Integrations-
helfer vermieden werden können.
In einer Pressemeldung des Gerichts wurde die-
ser Auffassung widersprochen. Ebenso wie in dem
vorhergehenden Urteil des Verwaltungsgerichts
Koblenz wird verdeutlicht, dass es sich bei den
Kosten für einen Integrationshelfer um einen ty-
pischen Fall der Eingliederungshilfe handelt.
Demnach kann die Stadt nicht auf  eine Sonder-
schule verweisen, um Kosten zu vermeiden. Das
Grundproblem, mit dem sich dieser Rechtsstreit
auseinandersetzt, wurde im Kern schon 1997 vor
dem Bundesverfassungsgericht entschieden. Dem-
nach ist der Hinweis auf eine Sonderschule gegen
den Willen der Betroffenen nur dann rechtmäßig,
wenn es an dem notwendigem besonders geschul-
tem Personal  mangelt. Eine verbotene Benach-
teiligung im Sinn des Art. 3 Abs.3 Satz 2, dem
verfassungsrechtlichen Benachteiligungsverbot,
soll erst dann vorliegen ,wenn ein behindertes
Kind gegen seinen Willen in eine Sonderschule
eingewiesen wird, obwohl der Unterricht an einer
allgemeinen Schule mit vorhandenen sonder-
pädagogischen Personal geleistet werden könnte.
Die damalige Entscheidung stellte eine starke Ein-
schränkung der schulischen Integration behinder-
ter Kinder dar, weil entsprechende Leistungen
unter einen Kostenvorbehalt gestellt wurden.
Gleichzeitig wurde ein genereller Anspruch von
behinderten Schülern auf den Besuch einer allge-
meinen Schule verneint. Auf diesem Hintergrund

Bundesverwaltungsgericht stärkt die Integration Behinderter Schüler
 

Die Stadt Koblenz muss die Kosten für einen Integrationshelfer übernehmen

stellt die Entscheidung des Bundesverwaltungs-
gerichts eine bemerkenswerte Verbesserung der
Möglichkeiten zur integrativen Beschulung behin-
derter Schüler dar. Inzwischen sind nämlich oft
in den Städten bzw. Schulen verstärkt Integrations-
helfer vorhanden, da diese immer häufiger ausge-
bildet und angestellt werden.
Problematisch ist allerdings immer die Frage, wel-
cher Träger dazu verpflichtet ist, die anfallenden
Kosten zu übernehmen. So versuchte die Stadt Ko-
blenz, durch ihre Klage gegen das Bundesland die
Kosten weiter zu leiten. Dadurch, dass die Stadt
nun im Rahmen der Eingliederungshilfe verpflich-
tet ist, die Kosten für ein Integrationshelfer zu
übernehmen, entsteht für die betroffenen Eltern
eine erhebliche Rechtssicherheit, zumal auf die-
sem Hintergrund nicht automatisch auf die Mög-
lichkeit der Beschulung in einer Sonderschule
verwiesen werden darf.                                     n

 Christian Winter, Heidelberg
 
(Bundesverwaltungsgericht, Az. 5 C 20.04 - Ur-
teil vom 28 April 2005)
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